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Ein Leben lang...Älter werdende Belegschaften und biographieorientierte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung

Dr. Corinna Barkholdt

Die Zeiten ändern sich – war es bis vor noch Konsens, das Wohl des Arbeitsmarktes und der Beschäftigten läge in einer sich stetig verkürzenden Lebensarbeitszeit, so zeichnet sich mittlerweile – nicht zu letzt unter dem Eindruck der volkswirtschaftlichen Kosten des fortgesetzten Frühverrentungsgeschehens und demographischer Entwicklungen – ein Wechsel der das Frühverrentungsgeschehen tragenden Interessenlage ab: der Renteneintritt soll später, wie einzelne fordern, sogar erst mit 70 Jahren, erfolgen, um die Finanzkrise der sozialen Sicherungssysteme und das Arbeitslosigkeitsrisiko Älterer abzufedern. Nach: je früher desto besser, nun also: je später, desto besser, gar ein Leben lang arbeiten? Aber wie?

Bisherige Politikstrategien (z.B. die Einschränkung bzw. Abschaffung vorgezogener Rentenarten in der gesetzlichen Rentenversicherung und die Einführung von Rentenabschlägen bei vorzeitiger Verrentung), erweisen sich bisher jedoch als nicht hinreichend effektiv, um faktisches und gesetzliches Rentenzugangsalter im gewünschten Umfang anzunähern (vgl. IAT 2005). Vor diesem Hintergrund einer sich allmählich entfaltenden Diskussion um die Verlängerung
, ja Neugestaltung der Lebensarbeitszeit, tauchen nunmehr die Fragen auf, ob und in welcher Weise ein Verhältnis zwischen altersgerechter Arbeitszeit, Arbeitsfähigkeit und späterem Renteneintritt besteht und stärker als bisher bei der Gestaltung von Lebensarbeitszeitstrukturen berücksichtigt werden sollte. Diesen Fragen widmen sich die folgenden Ausführungen.

Beschäftigungsrisiko Älterer und späterer Renteneintritt

Zunächst ist zu vermuten, dass über eine kürzere oder längere Lebensarbeitszeit, d.h. über einen früheren oder späteren Renteneintritt in erster Linie die Arbeitsfähigkeit entscheidet und daher ein Zusammenhang zwischen Renteneintritt und Arbeitsfähigkeit besteht. 

Nach einer Definition von Ilmarinen aus dem Jahr 1999 handelt es sich bei der menschlichen Arbeitsfähigkeit „um ein Produkt der Interaktion von individuellen Ressourcen und der konkreten Arbeitsaufgabe. Zu Ersteren zählen vor allem Gesundheit, funktionelle Kapazitäten, Qualifikation und allgemeines berufliches Know how.“
 Das Verhältnis von Arbeitsfähigkeit und Renteneintritt, sowie die Bedeutung der Gesundheit wiederum für die Arbeitsfähigkeit, wird durch einen ersten Blick auf die Datenlage gestützt. Diese lässt vorrangig das Krankheitsrisiko Älterer als ursächlich für die niedrige Erwerbsbeteiligung der rentennahen Jahrgänge erscheinen, etwa in der gesundheitsbedingten Minderung der Erwerbsfähigkeit und in den krankheitsbedingten Frühverrentungen: Im Rentenzugang der 50 bis 69jährigen gingen immerhin ein Fünftel (rund 200.000 im Jahr 2003) der Neurentner in den Bezug einer Erwerbsminderungsrente bzw. einer Altersrente für Schwerbehinderte
. Im Jahr 2004 lag die Erwerbsquote der rentennahen Jahrgänge – also der 60 bis 64jährigen – Männer in den alten Bundesländern bei 38,5 Prozent (in den neuen Bundesländern bei 34,5 Prozent). Bei den Frauen lagen die entsprechenden Erwerbsquoten bei 20,5 Prozent bzw. bei 16,6 Prozent
. Das durchschnittliche Rentenzugangsalter in der gesetzlichen Rentenversicherung lag im Jahr 2003 bei 61,9 Jahren
.
Die Datenlage scheint somit zunächst das so genannte Defizit-Modell des Alters zu bestätigen. Dieses Modell geht davon aus, dass mit der Zunahme des kalendarischen Alters gleichsam gesetzmäßig eine physische sowie psychische Leistungsminderung einhergeht, die im Arbeitszusammenhang automatisch zu einer nachlassenden beruflichen Leistungsfähigkeit und einer erhöhten Anfälligkeit für Krankheiten führt
.

Das höhere Krankheitsrisiko Älterer ist jedoch nicht zwingend dem chronologischen Alter geschuldet, sondern auch Folge einer „Belastungskarriere“ im Erwerbsverlauf: Eine monokausale Erklärung greift schlicht zu kurz: Tatsächlich kumulieren in dem höheren Beschäftigungsrisiko Älterer nicht nur das im Vergleich zu jüngeren Beschäftigten erhöhte Krankheitsrisiko mit dem ebenfalls erhöhten Qualifikationsrisiko, als auch mit einer von einer jahrzehnte dauernden betrieblichen Frühverrentungspraxis geprägten prekären beschäftigungs- und arbeitsmarktbezogenen Risikolage älterer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Diese Risiken kumulieren über den (Erwerbs-)Lebensverlauf und erreichen dabei ihren Höhepunkt in der Spätphase des Erwerbslebens
. 

Die Abgrenzung der Arbeitsfähigkeit von der sogenannten Beschäftigungsfähigkeit (employability) erweist somit auch in diesem Kontext ihre Zweckmäßigkeit: zwar beinhaltet die employability die Arbeitsfähigkeit gleichsam als Kernvoraussetzung, zusätzlich hebt sie jedoch noch auf weitere je spezifische Rahmenbedingungen wie beispielsweise die konkreten Bedingungen des Arbeitsmarktes und auch der Arbeitsanforderungen ab
. 

Die Einschränkungen Älterer werden auch in großem Maße durch die Arbeit selbst, also die Stellung im Beruf, durch die ausgeübten Tätigkeiten und den damit verbundenen Arbeitsanforderungen und -belastungen bestimmt, denn: Es sind gerade die belastungsintensiven Berufe wie z.B. Gerüstbauer und Maurer, in denen der Krankenstand mit dem Alter stark zunimmt, zum Teil auf mehr als 20 Prozent, während er in anderen Berufsgruppen wie z.B. den Apothekern oder den Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlern auch in höheren Altersgruppen die Fünf-Prozent-Marke nicht überschreitet.

Nach der VDR-Statistik für 2001 gingen etwa 94 Prozent der Ärzte, 93 Prozent der Hochschullehrer, 92,6 Prozent der Rechtsberater und 91,3 Prozent der Ingenieure wegen Alters in Rente. Dagegen war bei 97,8 Prozent der Arbeiter im Bergbau, 53 Prozent der Maurer, ebenso 53 Prozent der Schweißer und 52 Prozent der Rohrinstallateure der Rentenzugang auf eine verminderte Erwerbsfähigkeit zurückzuführen
. Unter den Gründen dominieren bei den Männern Erkrankungen des Skeletts, der Muskeln und des Bindegewebes vor den psychischen sowie den Herz-/Kreislauferkrankungen. Diese Indikatoren überwiegen auch bei den Frauen, wenn auch in einer anderen Reihenfolge; bei ihnen rangieren die psychischen Erkrankungen an der Spitze.

Das alterstypische hohe Krankheitsrisiko ist somit insbesondere im Kontext arbeitsbedingter Belastungen im erwerbsbiographischen Verlauf zu thematisieren und gilt bei bestimmten Tätigkeiten als Karriererisiko. Für viele „typische“ Erkrankungen älterer Beschäftigter können dabei biologische Alterungsprozesse sogar als nahezu irrelevant angesehen werden

Das höhere Krankheitsrisiko älterer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer lässt sich damit also keineswegs als alterstypischer Automatismus interpretieren, sondern muss wegen seiner spezifischen Verteilung auf bestimmte Branchen, Berufe bzw. Tätigkeiten als typisches Berufsrisiko angesehen werden. Es dominiert vorwiegend in gering qualifizierten Beschäftigtengruppen mit hohen Anteilen an schwer körperlichen Tätigkeiten und geringen individuellen Freiheitsgraden und solchen Arbeitsbereichen, in denen typische Arbeiter- und Produktionstätigkeiten vorherrschen. Das sind vor allem solche Arbeitsplätze, die Leistungsbestandteile abverlangen, die mit fortschreitendem Lebensalter immer weniger bzw. immer weniger gut erfüllt werden können. 

Insbesondere die folgenden Belastungen bzw. Arbeitsanforderungen können in diesem Zusammenhang als alternskritisch angesehen werden:

1. Zu hohe physisch-psychische Belastungen wie zum Beispiel statische Muskelarbeit, Spitzenbelastungen, repetetive Tätigkeiten, hoher Krafteinsatz wie etwa schweres Heben und Tragen, gebeugte oder gedrehte Körperhaltung und hohe Konzentrationsanforderungen. All das wirkt insbesondere auf das muskuloskelettale Erkrankungsrisiko ein.

2. Stark belastende und gefährliche physikalisch-chemische Arbeitsumgebungen wie zum Beispiel Lärm, Staub, Hitze oder Kälte bzw. witterungsbedingte Einflüsse. Sie wirken sowohl auf das muskuloskelettale als auch auf das Herz-/Kreislauferkrankungsrisiko ein.

3. Mangelhafte Arbeitsorganisation, neue Formen der Arbeitsorganisation und gestiegene Leistungs(selbst)kontrolle, also zum Beispiel ein Mangel an Freiheitsgraden und Einflussnahme auf die eigene Arbeit, Zeit- und Termindruck, Verantwortungsdruck, Über- und Unterforderung oder Rollenkonflikte in der Arbeit. 

4. Als zunehmend belastend empfinden ältere Beschäftigte zudem mangelnde Anerkennung durch Kolleginnen und Kollegen und Vorgesetzte. Betroffen sind insbesondere psychische Erkrankungen.

5. Hinzu kommen bestimmte, gegen die innere Uhr gerichtete Arbeitszeitformen, so vor allem Nacht- und Schichtarbeit
.

Diese Ausführungen zeigen. dass das erhöhte Krankheitsrisiko Älterer nicht zwingend dem Alter selbst geschuldet ist, sondern sich oftmals als Produkt einer Reihe von psychischen und physischen arbeitsbezogenen Belastungsmomenten darstellt, die im späteren Erwerbslebens dann ihre kumulative Wirkung entfalten und einen späteren Renteneintritt erschweren.

Gesundheitserhalt und altersgerechte Arbeitszeit

Möchte man den spezifischen Krankheits- und Beschäftigungsrisiken älterer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern entgegenwirken, um die Risikolage zu entschärfen und um einen späteren Renteneintritt Älterer zu ermöglichen, so sind – da das Krankheitsrisiko im Alter keine „Naturgesetzlichkeit“ darstellt -  eine Reihe von Maßnahmen auf den unterschiedlichen relevanten Ebenen – der politischen, der gesellschaftlichen, der betrieblichen und der individuellen – denkbar. Wie gezeigt wurde, können Maßnahmen des Gesundheitserhalts bzw. der Gesundheitsförderung darunter lediglich eine Strategie und nicht die allein ausreichende sein, Arbeitsmarktpolitik und Rentenpolitik gehören neben anderen ebenfalls dazu. 

Innerhalb der generell auf den Gesundheitserhalt abzielenden Strategie bildet die betriebliche Gesundheitsförderung einen zentralen Anknüpfungspunkt, da sie in nahezu allen betrieblichen Bereichen eine Rolle spielt und auf eine Gesundheitsförderung der Beschäftigten während des gesamten Erwerbsverlaufs ausgerichtet ist. Zu einer solchen ganzheitlichen alters- und alternsorientierten Sicht auf das Thema der betrieblichen Gesundheitsförderung gehören auf betrieblicher Ebene unter anderem die folgenden Elemente
:

· Arbeitsplatzgestaltung, Ergonomie und verhaltensorientierte Angebote

· Arbeitsorganisation und betriebliche Arbeitszeitregelung

· Laufbahngestaltung.

Neben der Frage, wie die Arbeit organisiert wird, stellt insbesondere die betriebliche Arbeitszeitregelung ein wichtiges Handlungsfeld für gesundheitserhaltende alters- und alternsgerechte Arbeitsbedingungen dar. Bislang wurde dabei unter alters- bzw. alternsgerechten Arbeitszeitbedingungen in erster Linie altersspezifische Arbeitszeitmodelle verstanden. Hier ist im Zusammenhang mit der altersgerechten Gestaltung von Schichtarbeit an spezielle Pausenregelungen, Altersfreizeiten, oder eine altersgestaffelte Reduktion der Wochenarbeitszeit, wie in einigen Tarifverträgen vereinbart, zu denken. Als klassisches Beispiel kann wohl die erwähnte Altersteilzeit gelten. Ihre Altersspezifik lag bzw. liegt bis 2009 – wenn dieses Modell ausläuft – vor allen Dingen darin, dass es sich um ein Arbeitszeitmodell handelt, dass grundsätzlich erst bestimmten höheren Altersgruppen als Option offensteht und ursprünglich für diese auf der Grundlage reduzierter Wochenarbeitszeit ein gleitender, späterer Übergang in den Ruhestand erreicht werden sollte. 

Im Zusammenspiel mit den diesbezüglich eher negativen Erfahrungen mit der Instrumentalisierung der Altersteilzeit als Frühverrentungsinstrument und mit anderen eher negativen Erfahrungen mit gruppenspezifischen Arbeitszeitformen, wird in der gerontologischen Forschung seit längerem eher für den Einsatz altersunspezifischer Arbeitszeitmodelle plädiert, wenn Maßnahmen den Gesundheitserhalt und/oder einen späteren Renteneintritt fördern sollen (Behrens et al. 1999). Die mittelbar diskriminierende Wirkung spezifischer Arbeitszeitformen wird dabei als Hemmnis für deren Inanspruchnahme und Wirkung kritisiert
. 

Eine konsequente Weiterentwicklung des Gedankens, Arbeitszeit altersunspezifisch im Erwerbsverlauf aus der Perspektive des Arbeits- und Beschäftigungserhalts Älterer zu gestalten, führte seit Beginn der 90er Jahre auch in der gerontologischen Forschung, insbesondere am Institut für Gerontologie in Dortmund, zu Überlegungen die Lebensarbeitszeit im Rahmen einer gesamtkonzeptionellen Lebenslaufpolitik neu zu gestalten
. Den Ausgangspunkt dieser Überlegungen bildet die These, dass die Komprimierung der zeitlichen Anforderungen in der so genannten „rush hour of life“, in der Mitte des Lebens, entzerrt werden muss, um den notwendigen Vereinbarkeiten von lebens- und arbeitsweltlichen Anforderungen (Familie, Lebenslanges Lernen etc.) und auch dem notwendigen Gesundheitserhalt besser entsprechen zu können. Ein systematisch „gestrecktes“, auf niedrigerem Niveau über eine längere Lebensspanne verteiltes, Lebensarbeitszeitvolumen könnte dann auch eine Weiterarbeit bis zum gesetzichen Rentenzugangsalter und darüber hinaus überhaupt erst ermöglichen
.

Diese These bildete den konkreten Anknüpfungspunkt einer unter der Federführung des Dortmunder Instituts für Gerontologie im Auftrag der Europäischen Stiftung zur Förderung der Lebens- und Arbeitsbedingungen EU-weit durchgeführten Vergleichsstudie zum Thema „A new organisation of time over working life“ 
. Im Mittelpunkt stand dabei die Frage, welche Arbeitszeitformen (und welche flankierenden sozialen Sicherungsmaßnahmen) für eine solche Destandardisierung der Lebensarbeitszeit geeignet sein könnten und bezog explizit altersunspezifische Arbeitszeitformen in die Analyse mit ein. Die Analyse der unterschiedlichsten Optionen (flexible und reduzierte Arbeitszeitformen, Arbeitszeit- und Lernzeitkonten, Sabbaticals, Erziehungs-, Pflege- und Bildungsurlaub) führte schließlich zu einer ausgesprochen differenzierten Einschätzung ihrer Potenziale für ein gestreckte Lebensarbeitszeitvolumen: So zeigten optionale Arbeitszeitmodelle, Sabbaticals und Arbeitszeitkonten gegenüber Bildungs-, Erziehungs- und Pflegeurlauben ein deutlich höheres Potenzial, da ihre Einsatzmöglichkeiten wesentlich flexibler und ihre –voraussetzungen weniger restriktiv sind. Allerdings wurden auch generell problematische Nebeneffekte deutlich, da etwa die Inanspruchnahme und die Möglichkeit, eventuelle Einkommenseinbußen zu kompensieren den jeweiligen Beschäftigten strukturell unterschiedlich gelingt (je nach Geschlecht, Qualifikation, betrieblichem Arbeitszeitangebot, Einkommensniveau etc.). Trotz mancher Einwände erwiesen sich nach den Untersuchungsergebnissen optionale Arbeitszeitmodelle in Verbindung mit Arbeitszeitkonten grundsätzlich als geeignete Optionen für eine gesamtkonzeptionell noch zu entwickelnde Neugestaltung (und Verlängerung) der Lebensarbeitszeit. Allerdings standen im Rahmen dieser Studie Aspekte der sozialen Absicherung über den Erwerbslauf stärker im Vordergrund als Fragen des Gesundheitserhalts.

Langzeitkonten  - eine altersgerechte Arbeitszeit?

Auf der Grundlage dieser Forschungsergebnisse liegt in diesem Kontext die Frage nahe, ob Arbeitszeitkonten als Optionen einer Neugestaltung der Lebensarbeitszeit das Verhältnis zwischen altersgerechter Arbeitszeit, Gesundheitserhalt und späterem Renteneintritt hinreichend und angemessen berücksichtigen, d.h. den Status einer alters- bzw. alternsgerechten Arbeitszeitform beanspruchen dürfen. Dies wäre der Fall, wenn sie – wie die bisherigen Ausführungen zeigen sollen – altersunspezifisch u.a. dem Gesundheitserhalt und damit der Arbeits- und auch der Beschäftigungsfähigkeit über den (Erwerbs-)Lebenslauf dienen und damit eine wesentliche Voraussetzung neben anderen für einen späteren Renteneintritt fördern. 
Arbeitszeitkonten wurden ursprünglich eingeführt, um schwankende Auslastungen in den betrieblichen Abläufen mit „gesteuerter Flexibilität“ kostensparend aufzufangen: z.B. durch sich ändernde Auftragslagen entstehende Abweichungen von der vertraglich vereinbarten Arbeitszeit werden als Zeitguthaben oder –schulden auf einem Konto verbucht und über Vereinbarungen (betrieblich, tarifvertraglich) zu bestimmten Zeitpunkten und/oder Anlässen wieder ausgeglichen (durch Zeit oder Geld in definierten Zeiträumen). Sie sind damit auch unabhängig von dem Vorliegen eines bestimmten chronologischen Alters zungänglich. Diese Arbeitszeitform findet zunehmend Verbreitung und erweitert zudem ihren Ausgleichszeitraum. Vor dem Hintergrund einer Lebensarbeitszeitgestaltung interessieren hier eher Arbeitskonten, die es erlauben, über einen größeren Zeitraum Zeitguthaben an zu sammeln. Zeitkonten, die den Aufbau eines Zeitguthaben von einem Jahr Dauer ermöglichen, zählen zu den so genannten Langzeitkonten. Die folgenden Ausführungen beziehen sich im wesentlichen auf diese Variante, da sie erst  für eine Lebensarbeitszeitgestlatung zeitliche Flexiblilitäts- und Gestaltungsspielräume in relevantem Umfang eröffnet.

Bezogen auf den Gesundheitserhalt sind Langzeitkonten grundsätzlich geeignet, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern in belastungsintensiven Lebensphasen zu entlasten: 

· Angesparte Guthaben können prinzipiell in Form von arbeitsfreien Regenerationsphasen eingesetzt werden und damit etwa die „rush hour of life“ in ihren Belastungsspitzen entzerren.

· Diese Regenerationsphasen könnten einen gesundheitserhaltenden oder –präventiven Effekt erzielen. 

· Es können Freistellungsphasen von längerer Dauer realisiert werden, die erst einen nachhaltigen präventiven Effekt erzielen helfen.

· Sie könnten systematisch und regelmäßig zu diesem Zweck eingesetzt werden und ihre Wirkung über den Lebensverlauf verstetigen.

· Im Fall einer (auch längeren) Erkrankung kann der Einsatz des Zeitguthabens der vollständigen Regeneration dienen und eine Chronifizierung oder Verschlimmerung des Leidens entgegenwirken.

· Die Zeitguthaben können aber auch mittelbar dem Gesundheitserhalt dienen, indem sie gleichzeitige, kumulierende und auch einander ausschließende Anforderungen aus der Lebens- und/oder Arbeitswelt entzerren und nach einander stellen lassen. Lebensbegleitendes Lernen  und die Gründung einer Familie können beispielsweise in einer solchen beruflichen „Auszeit“ stattfinden und müssen nicht parallel zu einer Vollzeittätigkeit bewältigt werden.

Diesen Aspekten, die grundsätzlich für eine Eignung als alter(n)sgerechte Arbeitszeitform sprechen, stehen jedoch eine  Reihe von Nachteilen gegenüber, die sich tatsächlich gerade auch gegen den Gesundheitserhalt und einen späteren Renteneintritt richten können:

· Grundsätzlich kann die in Zeitkontenmodellen vorausgesetzte Mehrarbeit als Quelle des zu erzielenden Guthabens dazu führen, dass die ja eigentlich ungewollte Belastungskumulation in der Mitte des Lebens sogar eher durch die Langzeitkonten gefördert wird und damit eigentlich kontraproduktiv wirkt. Hier ist auf die eher schädliche Wirkung von Mehrarbeitsphasen
 hinzuweisen. Die jüngste Eurobarometer–Studie zur Zeitverwendung über den Lebenslauf von 2004 zeigt beispielsweise, dass die Hälfte der befragten Beschäftigten darüber klagen, ständig unter Zeitrdruck und zu hohen und beanspruchenden Arbeitsanforderungen zu leiden
. Mehrarbeitsphasen in der ohnehin mehrfachbelasteten „rush hour“ des Lebens.

· Ein Anspruch der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auf Langzeitkonten besteht nicht flächendeckend: nicht jeder der will oder eine solche Option benötigt, kann auf diese – gegenwärtig – zurückgreifen.

· Zu den Nachteilen der Regelung kann ebenfalls gezählt werden, dass ihre zentralen Voraussetzungen: das Vorliegen einer Beschäftigung und Mehrarbeits- bzw. Einkommensverzichtsmöglichkeiten mitunter nicht vorausgesetzt werden kann. 

· Insbesondere die für bestimmte Beschäftigtengruppen bestehende Beschäftigungsunsicherheit kann die von Langzeitkonten erwartete Planungssicherheit einschränken oder ausschließen. 

· Die Entscheidungshoheit über Anspar- und Entsparzeitraum liegt meist nicht bei den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, sondern bei den Betrieben und wird in der Regel nach den betrieblichen Interessenlagen entschieden.

· Die Übertragbarkeit der Guthaben bei einem Arbeitgeberwechsel und die Absicherung des Insolvenzrisikos sind zu regeln, damit Phasen der Mehrarbeit auch verlässlich ihre Entsprechung in gesundheitsförderlichen Entsparphasen finden.

· Das Mehrarbeitserfordernis steht den Wechselfällen des Lebens und des Gesundheitserhalts entgegen: Erkrankungen erfolgen z.T. zufällig und nicht erst nach Vorliegen eines ausreichend gefüllten Zeitguthaben. Die Gründung einer Familie erfolgt zudem meist zu Beginn des Erwerbslebens –  eine geeignete Beschäftigung liegt dann vielleicht noch nicht vor und/oder der zeitliche Spielraum für die Ansparung eines erforderlichen Finanzierungsvolumens ist eingeschränkt. 

· Auch die Dauer von Freistellungserfordernissen ist nicht immer planbar: Die Pflege eines Kindes oder eines Angehörigen kann spontan erforderlich werden (Krankheit, Schlaganfall), im Fall der Angehörigenpflege kann sie sich zudem über einen langen Zeitraum erstrecken. Sie kann durch eine Teilfreistellung über einen langen Zeitraum eventuell besser bewältigt werden als durch eine kurzzeitige Vollfreistellung. 

· Die Langzeitkonten begünstigen zudem eine Verlagerung Finanzierungsverantwortung für eine altersgerechte Arbeits(zeit)gestaltung auf Arabeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. In letzter Konsequenz können sie sogar für eigentlich ungewollte Freistellungen wie Frühverrentungen gentutzt werden. Hier sei etwa an die Erfahrungen mit der Altersteilzeit, aber auch mit sogenannten Lebensarbeitszeitkonten erinnert, die in Deutschland verschiedentlich mit ähnlichen Intentionen wie etwa einer Förderung des lebenslangen Lernens durch Freistellungen für Qualifizierungen eingeführt wurden, letztlich aber Frühverrentungszwecken dienten.

Langzeitkonten – Option auf späteren Renteneintritt?

Grundsätzlich versprechen Langzeitkonten einen Zuwachs an individuellen Gestaltungs- und Entscheidungsspielräumen bezogen auf eine gesundheitsförderliche Gestaltung und Verlängerung der Lebensarbeitszeit. Tatsächlich könnte eine stärkere Nutzung der Langzeitkonten als Option einer neugestalteten und verlängerten Lebensarbeitszeit zu einer weiteren Verlagerung der Verantwortung für soziale Risiken, wie es auch das Krankheitsrisiko ist, von der Gemeinschaft der Steuer- und Beitragszahler hin zum Einzelnen (und seine Möglichkeiten, Arbeitszeit oder Gehalt anzusparen und zur Finanzierung von Freistellungen einzusetzen) führen. Dies würde neben den angeführten problematischen Aspekten der Langzeitkontennutzung für einen effektiven Gesundheitserhalt und einen tatsächlich später realisierten Renteneintritt auch der solidarischen Umverteilung eine Absage erteilen: nicht die Umverteilung von Arbeit bzw. Zeit und Geld bzw. Transferleistungen zwischen Beschäftigten (und Nichtbeschäftigten z.B.), sondern die Umverteilung von Arbeit/Zeit und Geld eines Beschäftigten über seinen Lebensverlauf erscheint demnach als Ziel von einer Neugestaltung der Lebensarbeitszeit mittels Langzeitkonten. Das potentiell größere Maß an Zeitsouveränität könnte sich dann aber sozial sehr ungleich von den Beschäftigten realsieren lassen, da die individuellen Voraussetzungen über Mehrarbeit oder Einkommensverzicht  Freistellungen finanzieren zu können, ungleich verteilt sind. Bestehende soziale Ungleichheit wird unter dem Einfluß der neuen Regelung somit eher verstärkt. Die Option auf einen späteren (abschlagsfreien) Renteneintritt wäre auch weiterhin eher eine Option für die diejenigen, die eher in Beschäftigung gelangen und dort bleiben, Mehrarbeit leisten und Einkommensverzicht kompensieren können, deren Arbeitsbedingungen vielleicht ohnehin einen längeren Verbleib in der Erwerbsarbeit aufgrund ihrer belastungsärmeren Struktur zuließen oder die einen vorzeitigen Aussstieg aus dem Erwerbsleben eher finanziell kompensieren könnten.

Problematisch ist damit in diesem Zusammenhang insbesondere der mit der vorgeschlagenen Ansparoption vorausgesetzte hinreichende Zugang zu Beschäftigungsmöglichkeiten (Mehrarbeitsphasen) bzw. Kompensationsmöglichkeiten von Gehaltseinbußen, die individuell unterschiedlich gegeben oder nicht gegeben sein können. Die generellen Zugangschancen zur Beschäftigung und dann zu Mehrarbeitsmöglichkeiten, ebenso wie zu den Möglichkeiten tatsächlich selbst über Entsparungszeitpunkt, –anlaß und -dauer zu entscheiden, erweisen sich in der Praxis als wesentlich von den Auftragslagen, betrieblichen Strukturen (Betriebsgröße, Branchenzugehörigkeit, Tarifbindung etc.) und dem Verhandlungsgefälle zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern dominiert und verzerrt. Hier käme es darauf ankommen, wie der Anspruch auf die Nutzung der Ansparoption faktisch ausgestaltet ist, sonst wird der Graben zwischen Beschäftigten und – aus welchen Gründen auch immer – nicht Beschäftigten auch durch die vorliegenden  Vorschläge einer Neugestaltung und Verlängerung der Lebensarbeitszeit faktisch nicht überbrückt, sondern – weil Beschäftigung in letzter Konsequenz die Voraussetzung der Finanzierbarkeit von Gesundheitserhalt und späterem Rentenzugang ist und bleibt – faktisch weiter vertieft. Dies kann auch durch die Gleichstellung der gesellschaftlich erwünschten und der eher individuell nützlichen Freistellungsgründe gefördert werden, wenn etwa die Finanzierung gesellschaftlich wertvoller Pflegeleistungen für Angehörige in die alleinige Verantwortung der Individuen fallen und mit alternativen Freistellungszwecken gleichgestellt werden, wie etwa mit der die individuelle Beschäftigungsfähigkeit verbessernden Qualifizierungs- oder Regenerationsphase.

Aber auch individuell kann sich die Langzeitkontenoption eher als Belastung denn als Entlastung erweisen, wenn die erforderliche Mehrarbeit die in der Mitte des Lebens ohnehin bestehende Belastungskumulation aus lebens- und arbeitsweltlichen Anforderungen noch verstärkt. In diesem Zusammenhang ist auch die gegenwärtig dominierende Tendenz zur generellen Verlängerung der Wochenarbeitszeit zu berücksichtigen, die das Belastungsniveau insgesamt anhebt und gleichzeitig den Spielraum für Mehrarbeit einengt. Dies könnte zu dem paradoxen Effekt führen, über Mehrarbeit eigentlich erst das Regenerationserfordernis zu erzeugen für das die Freistellung schließlich eingesetzt werden muß, bis hin zu einem nicht mehr zu vermeidenden vorgezogenen Ruhestand. Dieser könnte mit dieser Regelung weiterhin praktiziert und sogar subventioniert werden. Es ist auch nicht auszuschließen, dass die Frühverrentung auf Druck des Arbeitgebers realisiert wird, aber individuell vorfinanziert werden muß. 

Fazit

Langzeitkonten sind zwar eine altersunspezifische Arbeitszeitform, sie sind aber im wesentlich nicht alter(n)sgerecht. Den engen Zusammenhang von Gesundheitserhalt und späterem Renteneintritt berücksichtigt diese Option nur unzurreichend. Im Gegenteil: in weiten Teilen entfaltet sie die paradoxe Wirkung, erst die (gesundheitliche) Belastung und das Verrentungsrisiko zu verstärken, die sie bekämpfen soll. In diesem Zusammenhang ist noch einmal an die Erfahrungen mit der Altersteilzeit erinnert, die ebenfalls die Grundkonzeption eines Langzeitkontos aufweist.

Die Langzeitkontenoption könnte im Hinblick auf eine neue Verteilung der Arbeitszeit über den Lebenslauf zwar eine Reihe von Vorteilen bieten, wenn ihre konkrete Ausgestaltung die bisherigen praktischen Umsetzungsprobleme von Ansparmodellen in der betrieblichen Praxis bekämpfen würde, etwa durch den bessere Übertragbarkeit, Sicherung und Entscheidungshoheit über die Guthaben, einen gesetzlichen Rechtsanspruch, eine Hierarchie der Freistellungsgründe und die Option auf Zeitschulden oder –kredite um nur einige zu nennen. 

In der Abwägung mit den Nachteilen, die mit dieser Regelung verbunden sind, erweisen sich diese Vorteile aber zum Teil als teuer erkauft. Der Preis für einen potenziell besseren Zugang zu Freistellungsregelungen wird mit einer zunehmenden Verlagerung der Finanzierungsverantwortung auf das Individuum erkauft. Die betriebliche und gesellschaftliche Verantwortung für gesundheitsförderliche oder erhaltende Arbeitsbedingungen gerät vollständig aus dem Blick. Solidarische Elemente fehlen dieser Konzeption weitgehend, im Gegenteil: die Gleichstellung der Freistellungsanlässe und die Bindung der Regelung an die Voraussetzung der Beschäftigung und der Mehrarbeit bzw. des Einkommensverzichts verstärken potenziell die bestehenden sozialen Ungleichheiten. Dabei ist mehr als fraglich, ob die im Kern unflexible Regelung ihren eigentlichen Anspruch einzulösen und eine tatsächlich bessere Vereinbarkeit von Gesundheit und Arbeit in zentralen Lebensphasen für die Mehrheit der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu fördern vermag. 

Obwohl die Langzeitkontenoption aus den beschriebenen Gründen eine skeptische Betrachtung verdient, sollte das zweifellos dennoch vorhandene und erwähnte Potenzial nicht übersehen werden. Eine effizientere Nutzung der Ansparoption als EIN Baustein innerhalb einer Neugestaltung der Lebensarbeitszeit, die auf solidarische Elemente nicht verzichtet, wäre durch eine sorgfältige Gestaltung durchaus denkbar und wünschenswert. Sie ist eine Frage des Details und der sozialstaatlichen Grundhaltung. 
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